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Änderungsantrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hart-
mann, Verena Osgyan, Thomas Gehring, Ulrike 
Gote, Jürgen Mistol, Gisela Sengl, Dr. Sepp Dürr 
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

zum Gesetzentwurf der Staatsregierung für ein 
Bayerisches Datenschutzgesetz 
(Drs. 17/19628) 

Der Landtag wolle beschließen: 

1. Art. 5 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Die Satznummerierung „1“ wird gestrichen. 

b) Die Nummernbezeichnung „1“ wird gestrichen 
und nach den Wörtern „erforderlich ist“ die 
Wörter „und einem wichtigen öffentlichen Inte-
resse dient“ eingefügt sowie das Wort „oder“ 
gestrichen. 

c) Die Nr. 2 und Satz 2 werden aufgehoben. 

2. In Art. 6 Abs. 2 werden die Nr. 1 und Nr. 2 und die 
bisherige Nummernbezeichnung „3“ gestrichen. 

3. In Art. 9 Abs. 1 werden nach dem Wort „soweit“ 
die Wörter „das erforderlich ist“ eingefügt. 

4. In Art. 24 Abs. 4 werden die Wörter „spätestens 
zwei Monate“ durch das Wort „unverzüglich“ er-
setzt. 

Begründung: 

Zu 1: 

Bei der Übermittlung personenbezogener Daten, die 
nach der Rechtsprechung des BVerfG immer auch 
eine Zweckänderung darstellt, erfolgt eine Klarstellung 
im Sinn des Art. 6 Abs. 4 Datenschutz-Grundverord-
nung (DSGVO). 

Zudem werden keine über die DSGVO hinausgehen-
den spezifischen Zweckänderungserlaubnisse – auch 
und vor allem im Hinblick auf Art. 6 Abs.1 Buchst. f 
DSGVO – eingeführt. 

Zu 2: 

Die hier ergänzend zu den Vorschriften der DSGVO 
eingeräumten Zweckänderungsbefugnisse werden ge-
strichen. 

Zu. 3: 

Der Grundsatz der Erforderlichkeit wird ausdrücklich 
klargestellt. 

Zu 4: 

Nachbesserungsbedarf gibt es bei den Speicherfristen 
von durch Videoüberwachung erhobenen Daten. So-
weit diese nicht zur Abwehr von Gefahren für die öf-
fentliche Sicherheit und Ordnung, zur Verfolgung von 
Ordnungswidrigkeiten von erheblicher Bedeutung 
oder von Straftaten oder zur Geltendmachung von 
Rechtsansprüchen benötigt werden, sind sie unver-
züglich zu löschen. Eine generelle und anlasslose 
Speicherung der Daten für zwei Monate ist nicht an-
gemessen. 


